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§ 1

Zweck des Gesetzes

Zweck des Gesetzes ist es,

1. die Rahmenbedingungen für flexible
Öffnungs- und Verkaufszeiten zu ver-
bessern sowie

2. den Sonntag und die staatlich aner-
kannten Feiertage als Tage der Ar-
beitsruhe und der seelischen Erhe-
bung zu schützen.

§ 2

Begriffsbestimmungen, 
Anwendungsbereich

(1) Im Sinne dieses Gesetzes bezeich-
net der Begriff

1. „Verkaufsstellen“ Ladengeschäfte al-
ler Art, insbesondere Apotheken,
Tankstellen, Verkaufseinrichtungen
auf Bahnhöfen und Flughäfen, Laden-
geschäfte von Genossenschaften, von
landwirtschaftlichen Betrieben und
Hofläden sowie Verkaufsstände und 
-buden, Kioske, Basare und ähnliche
Einrichtungen, falls in ihnen von einer
festen Stelle aus ständig Waren zum
Verkauf an jedermann feilgehalten
werden;

2. „Feilhalten“ das gewerbliche Anbie-
ten von Waren zum Verkauf innerhalb
und außerhalb von Verkaufsstellen;
dem Feilhalten steht das Zeigen von
Mustern, Proben und Ähnlichem
gleich, wenn Warenbestellungen ent-
gegengenommen werden können;

3. „Reisebedarf“ insbesondere Presse-
erzeugnisse, Bücher, Straßenkarten,
Stadtpläne, Schreibmaterialien, Bild-
und Tonträger aller Art, Reiseanden-
ken, Spielzeug, Bedarf für die Reise-
apotheke und Reisetoilette, Tabakwa-
ren, Blumen, Lebens- und Genussmit-
tel sowie ausländische Geldsorten und
Zubehörartikel, sofern diese eine Ne-
benleistung der aufgeführten Waren
darstellen;

4. „Waren des täglichen Ge- und Ver-
brauchs“ Erzeugnisse für den allge-
meinen Lebens- und den Haushaltsbe-
darf, insbesondere Lebens- und Ge-
nussmittel, Textilien, Sportartikel so-
wie Geschenkartikel und Zubehörarti-
kel, sofern diese eine Nebenleistung
der aufgeführten Waren darstellen;

5. „Zubehörartikel“ Erzeugnisse und Wa-
ren, die üblicherweise im Zusammen-
hang mit einem nach den Bestimmun-
gen dieses Gesetzes zulässigen Feil-
halten stehen und dieses ergänzen;

6. „Feiertage“ die gesetzlichen Feierta-
ge.

(2) Für das Feilhalten von Waren in-
nerhalb und außerhalb von Verkaufsstel-
len gelten die Bestimmungen dieses Ge-
setzes, soweit in den einzelnen Vorschrif-
ten keine anderen Regelungen getroffen
sind.

(3) Dieses Gesetz findet keine Anwen-
dung

1. auf gewerberechtlich festgesetzte
Messen, Märkte und Ausstellungen
oder für gewerberechtlich zugelassene
Großmärkte, wenn keine Waren für
den Verkauf an den Endverbraucher
feilgehalten werden,

2. auf den Verkauf von Zubehörartikeln,
der in einem engen Zusammenhang
mit einer nach anderen Rechtsvor-
schriften erlaubten nicht gewerblichen
oder gewerblichen Tätigkeit oder Ver-
anstaltung steht, insbesondere bei Kul-
tur- und Sportveranstaltungen, in Frei-
zeit-, Erholungs- und Vergnügungsein-
richtungen, in Bewirtungs- und Beher-
bergungseinrichtungen sowie in Mu-
seen.

§ 3

Öffnungszeiten

(1) Verkaufsstellen dürfen an Werkta-
gen für den geschäftlichen Verkehr mit
Kundinnen und Kunden von 0 bis 24 Uhr
geöffnet sein.

(2) Verkaufsstellen müssen zu folgen-
den Zeiten für den geschäftlichen Ver-
kehr mit Kundinnen und Kunden ge-
schlossen sein:

1. an Sonn- und Feiertagen,

2. am 24. Dezember, wenn dieser Tag auf
einen Werktag fällt, ab 14 Uhr und

3. am 31. Dezember, wenn dieser Tag auf
einen Werktag fällt, ab 14 Uhr.

Während dieser Zeiten ist auch das Feil-
halten von Waren zum Verkauf an jeder-
mann außerhalb von Verkaufsstellen ver-
boten. 

(3) Abs. 2 Nr. 1 gilt nicht für das Feil-
halten von Waren außerhalb von Ver-
kaufsstellen auf Volksfesten, die von der
zuständigen Behörde genehmigt worden
sind. 

(4) Die Gemeinden können

1. abweichend von Abs. 2 Nr. 1 Ausnah-
men für das Feilhalten von leicht ver-
derblichen Waren und Waren zum so-
fortigen Verzehr, Gebrauch oder Ver-
brauch zulassen, sofern dies zur Be-
friedigung örtlich auftretender Bedürf-
nisse notwendig ist,

2. in den Grenzen des § 4 Abs. 1 Nr. 4 
bis 6, des § 5 und des § 6 einen ge-
schäftlichen Verkehr auf Großmärkten
zum Verkauf an den Endverbraucher
zulassen.
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(5) Ist eine Verkaufsstelle an Sonn-
und Feiertagen geöffnet, hat die Inhabe-
rin oder der Inhaber an der Verkaufsstelle
gut sichtbar auf die Öffnungszeiten an
Sonn- und Feiertagen hinzuweisen. Bei
den jeweiligen Öffnungszeiten sind die
Zeiten des Hauptgottesdienstes zu
berücksichtigen.

§ 4

Sonderöffnungszeiten

(1) Abweichend von § 3 Abs. 2 dürfen

1. Tankstellen in der Zeit von 0 bis 24
Uhr für die Abgabe von Betriebsstof-
fen, Ersatzteilen für die Erhaltung oder
Wiederherstellung der Fahrbereit-
schaft von Kraftfahrzeugen sowie für
die Abgabe von Reisebedarf,

2. Verkaufsstellen auf internationalen
Verkehrsflughäfen, Flughäfen und
Personenbahnhöfen in der Zeit von 
0 bis 24 Uhr, auf Flughäfen und Perso-
nenbahnhöfen jedoch nur für die Ab-
gabe von Reisebedarf,

3. Kioske für die Dauer von sechs Stun-
den zur Abgabe von Zeitungen, Zeit-
schriften, Tabakwaren, Lebens- und
Genussmitteln in kleineren Mengen,

4. Verkaufsstellen, die überwiegend Bä-
cker- oder Konditorwaren feilhalten,
für die Dauer von sechs Stunden zur
Abgabe frischer Back- und Konditor-
waren,

5. Verkaufsstellen, in denen Blumen in
erheblichem Umfang feilgehalten wer-
den, für die Dauer von sechs Stunden
für die Abgabe von Blumen und

6. Verkaufsstellen landwirtschaftlicher
Betriebe, Hofläden sowie genossen-
schaftliche Verkaufsstellen für die
Dauer von sechs Stunden zur Abgabe
selbst erzeugter landwirtschaftlicher
Produkte

geöffnet sein.

(2) Abweichend von § 3 Abs. 2 ist die
Öffnung von Apotheken zur Abgabe von
Arznei-, Krankenpflege-, Säuglingspfle-
ge- und Säuglingsnährmitteln, Medizin-
produkten, hygienischen Artikeln sowie
Desinfektionsmitteln gestattet. Die Lan-
desapothekerkammer Hessen hat für Ge-
meinden oder für benachbarte Gemein-
den mit mehreren Apotheken anzuord-
nen, dass während der Ladenschlusszei-
ten nach § 3 Abs. 2 abwechselnd ein Teil
der Apotheken geschlossen sein muss. An
den geschlossenen Apotheken ist an
sichtbarer Stelle ein Aushang anzubrin-
gen, der die zurzeit offenen Apotheken
bekannt gibt. Dienstbereitschaft der Apo-
theken steht der Offenhaltung gleich.

(3) Verkaufsstellen nach Abs. 1 Nr. 4
bis 6 sollen am 1. Weihnachts-, Oster- und
Pfingstfeiertag, Karfreitag und Fronleich-
nam geschlossen bleiben. 

§ 5

Kur-, Ausflugs- und Wallfahrtsorte

(1) Abweichend von § 3 Abs. 2 dürfen
Verkaufsstellen

1. in den durch Bekanntmachung im
Staatsanzeiger für das Land Hessen als
Kurorte bezeichneten und anerkann-
ten Orten sowie

2. in einzeln zu bestimmenden Ausflugs-,
Erholungs- und Wallfahrtsorten mit be-
sonderem Besucheraufkommen

an jährlich bis zu 40 Sonn- oder Feierta-
gen für die Abgabe von Reisebedarf,
Sportartikeln, Devotionalien, Waren, die
für diese Orte kennzeichnend sind, und
von Gegenständen des touristischen Be-
darfs geöffnet sein. Die Dauer der Öff-
nungszeit darf an diesen Tagen acht Stun-
den nicht überschreiten.

(2) Die Bestimmung von Ausflugs-, Er-
holungs- und Wallfahrtsorten nach Abs. 1
Nr. 2 wird in den kreisfreien Städten vom
Magistrat, in den Landkreisen vom Kreis-
ausschuss wahrgenommen und ist öffent-
lich bekannt zu machen.

(3) Die Offenhaltung ist auf die Berei-
che zu beschränken, in denen der Kurbe-
trieb nach Abs. 1 Nr. 1 stattfindet oder ein
besonderes Besucheraufkommen nach
Abs. 1 Nr. 2 anzutreffen ist. Die Grenzen
dieser Bereiche werden in den kreisfreien
Städten vom Magistrat, in den Landkrei-
sen vom Kreisausschuss bestimmt und öf-
fentlich bekannt gemacht. Mit der Be-
kanntgabe sind die Sonn- und Feiertage,
an denen eine Öffnung zulässig ist, und
die Öffnungszeiten festzusetzen. Bei der
Festsetzung der Öffnungszeiten ist die
Zeit des Hauptgottesdienstes zu berück-
sichtigen.

§ 6

Weitere Verkaufssonntage

(1) Die Gemeinden sind aus Anlass
von Märkten, Messen, örtlichen Festen
oder ähnlichen Veranstaltungen berech-
tigt, abweichend von § 3 Abs. 2 Nr. 1 die
Öffnung von Verkaufsstellen an jährlich
bis zu vier Sonn- oder Feiertagen freizu-
geben. Der Zeitraum, während dessen die
Verkaufsstellen geöffnet sein dürfen, ist
anzugeben. Er darf sechs zusammenhän-
gende Stunden nicht überschreiten, muss
spätestens um 20 Uhr enden und soll
außerhalb der Zeit des Hauptgottesdien-
stes liegen. Die Freigabeentscheidung ist
öffentlich bekannt zu machen. In der Be-
kanntgabe sind die Öffnungszeiten zu be-
stimmen.

(2) Bei der Freigabe kann die Offen-
haltung von Verkaufsstellen auf bestimmte
Bezirke und Handelszweige beschränkt
werden. 

(3) Die Adventssonntage, der 1. und 
2. Weihnachtstag, Karfreitag, die Osterfei-
ertage, die Pfingstfeiertage, Fronleich-
nam, der zweitletzte Sonntag nach Trini-
tatis (Volkstrauertag) und der letzte Sonn-
tag nach Trinitatis (Totensonntag) dürfen
nicht freigegeben werden. 
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§ 7

Ausnahmen im öffentlichen Interesse

Das für die Ausführung dieses Geset-
zes zuständige Ministerium oder die von
ihm bestimmten Stellen können im Ein-
zelfall über die in diesem Gesetz vorgese-
henen Ausnahmen weitere befristete
Ausnahmen zulassen, soweit diese im öf-
fentlichen Interesse erforderlich sind. 

§ 8

Verordnungsermächtigung

(1) Die Landesregierung kann durch
Rechtsverordnung

1. abweichend von § 3 Abs. 2 Nr. 1 über
die Ausnahmen nach § 4 hinaus weite-
re Ausnahmen zulassen, wenn dies zur
Befriedigung an Sonn- und Feiertagen
besonders hervortretender Bedürfnisse
in der Bevölkerung erforderlich ist,

2. die Offenhaltung von Verkaufsstellen
nach § 4 Abs. 1 Nr. 2 und 3 auf be-
stimmte Sonn- und Feiertage, Zeiten
und Waren beschränken,

3. die Größe von Verkaufsflächen auf in-
ternationalen Verkehrsflughäfen, Flug-
häfen und Personenbahnhöfen nach 
§ 4 Abs. 1 Nr. 2 und von Verkaufs-
flächen für Kioske nach § 4 Abs. 1 
Nr. 3 auf das für diese Zwecke erfor-
derliche Maß begrenzen,

4. die Zuständigkeit für den Erlass von
Rechtsverordnungen nach Nr. 2 und 3
auf andere Stellen übertragen.

(2) In Rechtsverordnungen nach Abs. 1
Nr. 1 können Ausnahmen auf bestimmte
Sonn- und Feiertage oder Jahreszeiten
sowie auf bestimmte Arten von Verkaufs-
stellen beschränkt werden. Eine Offen-
haltung am 1. Weihnachts-, Oster- und
Pfingstfeiertag, Karfreitag und Fronleich-
nam soll nicht zugelassen werden. Die
Lage der zugelassenen Öffnungszeiten
wird unter Berücksichtigung der Zeit des
Hauptgottesdienstes festgesetzt.

§ 9

Sonn- und Feiertagsbeschäftigung

(1) Arbeitnehmerinnen und Arbeitneh-
mer dürfen an Sonn- und Feiertagen
während der nach diesem Gesetz, den
aufgrund dieses Gesetzes erlassenen
Rechtsverordnungen und aufgrund der in
§ 3 Abs. 4, §§ 5, 6 und 7 ausnahmsweise
zugelassenen Öffnungszeiten für einen
geschäftlichen Verkehr mit Kundinnen
und Kunden einschließlich der notwendi-
gen Vorbereitungs- und Abschlussarbei-
ten beschäftigt werden. 

(2) Mindestens 15 Sonntage im Jahr
müssen beschäftigungsfrei bleiben.

(3) Für die Beschäftigung an Sonn-
und Feiertagen gelten die §§ 3 bis 8 des
Arbeitszeitgesetzes vom 6. Juni 1994 
(BGBl. I S. 1170), zuletzt geändert durch
Gesetz vom 14. August 2006 (BGBl. I 
S. 1962), entsprechend. Werden Arbeit-

nehmerinnen und Arbeitnehmer an Sonn-
und Feiertagen beschäftigt, ist ihnen in-
nerhalb eines den Beschäftigungstag
einschließenden Zeitraumes von zwei
Wochen ein Ersatzruhetag unmittelbar in
Verbindung mit einer ununterbrochenen
Ruhezeit von elf Stunden zu gewähren.

§ 10

Aufsicht und Auskunft

(1) Die Aufsicht über die Ausführung
der Vorschriften dieses Gesetzes wird Ge-
meinden mit mehr als 7 500 Einwohnern
zur Erfüllung nach Weisung, im Übrigen
dem Kreisausschuss zur Erfüllung nach
Weisung übertragen.

(2) Die Aufsichtsbehörde kann die er-
forderlichen Maßnahmen zur Erfüllung
der sich aus diesem Gesetz und den auf-
grund dieses Gesetzes erlassenen Rechts-
verordnungen ergebenden Pflichten an-
ordnen.

(3) Inhaberinnen und Inhaber von Ver-
kaufsstellen oder Gewerbetreibende nach
§ 2 Abs. 1 Nr. 1 und 2 sind verpflichtet,
den Aufsichtsbehörden auf Verlangen die
zur Erfüllung der Aufgaben dieser Be-
hörden erforderlichen Angaben wahr-
heitsgemäß und vollständig zu machen.

(4) Die Auskunftspflicht nach Abs. 3
obliegt auch den in Verkaufsstellen oder
beim Feilhalten nach § 2 Abs. 1 Nr. 1 und 2
Beschäftigten. 

§ 11

Ordnungswidrigkeiten

(1) Ordnungswidrig handelt, wer vor-
sätzlich oder fahrlässig

1. als Inhaberin oder Inhaber einer Ver-
kaufsstelle oder Gewerbetreibender
nach § 2 Abs. 1 Nr. 1 und 2

a) den Bestimmungen des § 3 Abs. 2,
§ 4 Abs. 1 und 2 Satz 2, § 5 Abs. 1, 
§ 9,

b) einer Rechtsverordnung nach § 8,
die für einen bestimmten Tatbe-
stand auf diese Bußgeldvorschrift
verweist,

c) einer vollziehbaren Anordnung
nach § 10 Abs. 2 zuwiderhandelt
oder

d) Angaben nach § 10 Abs. 3 nicht
wahrheitsgemäß oder nicht voll-
ständig macht,

2. als Beschäftigte oder Beschäftigter 
der Auskunftsverpflichtung nach § 10 
Abs. 4 nicht nachkommt.

(2) Eine Ordnungswidrigkeit nach 
Abs. 1 Nr. 1 Buchst. a und c kann mit 
einer Geldbuße bis zu 2 500 Euro, eine
Ordnungswidrigkeit nach Abs. 1 Nr. 1
Buchst. b und d oder Nr. 2 kann mit einer
Geldbuße bis zu 500 Euro geahndet wer-
den.
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(3) Sachlich zuständige Verwaltungs-
behörde für die Verfolgung und Ahndung
von Ordnungswidrigkeiten nach Abs. 1
ist in Gemeinden mit 7 500 und mehr Ein-
wohnern der Gemeindevorstand, im Übri-
gen der Kreisausschuss.

§ 12

Vorrang von Landesrecht

Im Geltungsbereich dieses Gesetzes
finden das Gesetz über den Ladenschluss
in der Fassung vom 2. Juni 2003 (BGBl. I
S. 745), geändert durch Gesetz vom 7. Juli
2005 (BGBl. I S. 1954), und die Verord-
nung über den Verkauf bestimmter Wa-
ren an Sonn- und Feiertagen vom 21. De-
zember 1957 (BGBl. I S. 1881), geändert
durch Gesetz vom 30. Juli 1996 (BGBl. I 
S. 1186), keine Anwendung.

§ 13

Übergangsvorschrift

Auf die in § 1 Abs. 1 Nr. 2 der Verord-
nung über den Verkauf in Kurorten, Aus-
flugs-, Erholungs- und Wallfahrtsorten
vom 11. September 1961 (GVBl. S. 123),
zuletzt geändert durch Verordnung vom
1. September 2003 (GVBl. I S. 261), auf-
geführten Ausflugs-, Erholungs- und
Wallfahrtsorte findet bis zu einer abwei-
chenden Bestimmung durch die nach § 5
Abs. 2 zuständige Behörde § 5 Abs. 1 An-
wendung.

§ 14

Inkrafttreten, Außerkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am Tage nach der
Verkündung in Kraft. Es tritt mit Ablauf
des 31. Dezember 2011 außer Kraft.
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Die verfassungsmäßigen Rechte der Landesregierung sind gewahrt.

Das vorstehende Gesetz wird hiermit verkündet.

Wiesbaden, den 23. November 2006

F ü r  d e n  D i e  H e s s i s c h e  S o z i a l m i n i s t e r i n
H e s s i s c h e n  M i n i s t e r p r ä s i d e n t e n L a u t e n s c h l ä g e r

d i e  H e s s i s c h e  K u l t u s m i n i s t e r i n

Wo l f f
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Aufgrund des § 6 des Hessischen Was-
sergesetzes vom 6. Mai 2005 (GVBl. I 
S. 305) wird verordnet:  

§ 1

Anwendungsbereich

Diese Verordnung dient der Umset-
zung von wasserrechtlichen Vorschriften
der Verordnung (EG) Nr. 166/2006 des
Europäischen Parlaments und des Rates
vom 18. Januar 2006 über die Schaffung
eines Europäischen Schadstofffreiset-
zungs- und -verbringungsregisters und
zur Änderung der Richtlinien 91/689/
EWG und 96/61/EG des Rates (ABl. EG
Nr. L 33 S. 1). 

§ 2

Berichterstattung durch die Betreiber

(1) Zuständige Wasserbehörde für die
Entgegennahme der Emissionserklärung
nach Art. 5 der Verordnung (EG) Nr. 166/
2006 ist die für die Zulassung der Einlei-
tung zuständige Wasserbehörde.  

(2) Die Emissionserklärung ist bis zum
31. Mai des dem Berichtsjahr folgenden
Jahres bei der nach Abs. 1 zuständigen
Wasserbehörde abzugeben. Diese kann
im Einzelfall die Frist bis längstens zum
30. Juni des dem Berichtsjahr folgenden
Jahres verlängern.  

(3) Die nach Abs. 1 zuständige Wasser-
behörde kann die Art der Datenübermitt-
lung festlegen.

§ 3

Prüfung und Zusammenfassung 
der Daten 

(1) Die nach § 2 Abs. 1 zuständigen
Wasserbehörden prüfen die Angaben der
Emissionserklärung auf der Grundlage

der bei ihnen vorhandenen Unterlagen
auf Vollständigkeit, Kohärenz und Glaub-
würdigkeit und geben Erklärungen mit
offensichtlichen Fehlern zur Überarbei-
tung innerhalb einer zu bestimmenden
Frist an den Betreiber zurück. Sie leiten
die geprüften Daten spätestens neun Mo-
nate nach Ablauf des Berichtsjahrs dem
Hessischen Landesamt für Umwelt und
Geologie zu. 

(2) Das Hessische Landesamt für Um-
welt und Geologie erstellt den zusam-
menfassenden Bericht und leitet diesen
bis zum 31. Dezember des dem jeweiligen
Berichtsjahr folgenden Jahres dem Um-
weltbundesamt zu.

§ 4

Übergangsvorschriften

(1) Abweichend von § 2 Abs. 2  ist der
Bericht für das Jahr 2007 bis zum 15. Juni
2008 abzugeben. Die nach § 2 Abs. 1 zu-
ständige Wasserbehörde kann auf Antrag
im Einzelfall die Frist bis zum 31. Juli
2008 verlängern.  

(2) Abweichend von § 3 Abs. 1 Satz 2
sind die geprüften Daten für das Jahr
2007 dem Hessischen Landesamt für Um-
welt und Geologie bis zum 15. November
2008 zuzuleiten.

(3) Abweichend von § 3 Abs. 2 ist der
Bericht für das Jahr 2007 dem Umwelt-
bundesamt bis zum 15. Februar 2009 zu-
zuleiten.

§ 5

Inkrafttreten, Außerkrafttreten

Diese Verordnung tritt am 1. Januar
2007 in Kraft. Sie tritt mit Ablauf des 
31. Dezember 2012 außer Kraft.

Verordnung 
zur Erhebung von Daten über Abwasseremissionen 

(Emissionserklärungsverordnung – Abwasser)*)

Vom 15. November 2006

*) GVBl. II 85-67

Wiesbaden, den 15. November 2006

H e s s i s c h e  L a n d e s r e g i e r u n g

D e r  M i n i s t e r p r ä s i d e n t D e r  M i n i s t e r  f ü r  U m w e l t ,

K o c h l ä n d l i c h e n  R a u m  
u n d  Ve r b r a u c h e r s c h u t z

D i e t z e l
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Aufgrund des § 15 Abs. 3 Satz 2, § 17
Abs. 4 Satz 2 und Abs. 5 Satz 2, § 20 
Abs. 7 Satz 2, § 32 Satz 2, § 41 Abs. 2 
Satz 2, § 54 Satz 1 und § 64 Abs. 1 Satz 2
und 3 des Infektionsschutzgesetzes vom
20. Juli 2000 (BGBl. I S. 1045), zuletzt
geändert durch Gesetz vom 19. Juni 2006
(BGBl. I S. 1305), des § 36 Abs. 2 Satz 1
des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten
in der Fassung vom 19. Februar 1987
(BGBl. I S. 603), zuletzt geändert durch
Gesetz vom 12. Juli 2006 (BGBl. I S. 1466)
und des § 1 Satz 1 des Gesetzes zur 
Bestimmung von Zuständigkeiten vom 
3. April 1998 (GVBl. I S. 98), geändert
durch Gesetz vom 16. Oktober 2006
(GVBl. I S. 510), wird verordnet:

Artikel 1

Die Verordnung über die zur Aus-
führung des Infektionsschutzgesetzes und
der Trinkwasserverordnung zuständigen

Behörden vom 25. Januar 2001 (GVBl. I 
S. 118), geändert durch Verordnung vom
13. Dezember 2004 (GVBl. I S. 416), wird
wie folgt geändert:

1. In § 4 werden die Worte „Staatliche
Untersuchungsamt Hessen, Abteilung I
‚Humanmedizin’“ durch die Worte
„Hessische Landesprüfungs- und Un-
tersuchungsamt im Gesundheitswe-
sen“ ersetzt.

2. In § 5 Abs. 1 Nr. 2 werden die Worte
„die Landrätin oder der Landrat als
Behörde der Landesverwaltung“ durch
die Worte „der Kreisausschuss“ er-
setzt.

3. In § 13 Satz 2 wird die Angabe „2006“
durch „2011“ ersetzt.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am Tage nach
der Verkündung in Kraft.

Verordnung
zur Änderung der Verordnung über die zur Ausführung des 
Infektionsschutzgesetzes und der Trinkwasserverordnung 

zuständigen Behörden*)

Vom 15. November 2006

*) Ändert GVBl. II 351-60

Wiesbaden, den 15. November 2006

H e s s i s c h e  L a n d e s r e g i e r u n g

D e r  M i n i s t e r p r ä s i d e n t D i e  S o z i a l m i n i s t e r i n

K o c h L a u t e n s c h l ä g e r
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Aufgrund des § 27 Abs. 2 Satz 2 des
Juristenausbildungsgesetzes in der Fas-
sung vom 15. März 2004 (GVBl. I S. 158)
wird im Einvernehmen mit dem Minister
des Innern und für Sport verordnet:

§ 1

(1) Die Unterhaltsbeihilfe für Rechtsre-
ferendarinnen und Rechtsreferendare
nach § 27 Abs. 2 Satz 1 des Juristenaus-
bildungsgesetzes besteht aus

1. einem Grundbetrag von monatlich 930
Euro und

2. einem Familienzuschlag in entspre-
chender Anwendung der Regelungen
des Bundesbesoldungsgesetzes.

Die Unterhaltsbeihilfe wird am ersten Tag
eines jeden Monats für den laufenden
Monat gezahlt.

(2) Weitergehende Leistungen, insbe-
sondere Sonderzahlungen, vermögens-
wirksame Leistungen und Kaufkraftaus-
gleich, werden nicht gewährt.

§ 2

Der Anspruch auf Unterhaltsbeihilfe
entsteht mit dem Tag des Dienstantritts.
Beginnt oder endet der juristische Vorbe-
reitungsdienst im Laufe eines Monats, so
wird nur der auf die Zeit des Vorberei-
tungsdienstes entfallende Teil der Unter-
haltsbeihilfe gezahlt.

§ 3

(1) Rechtsreferendarinnen und Rechts-
referendare, die ohne Genehmigung
schuldhaft dem Dienst fern bleiben, ver-
lieren für die Zeit des Fernbleibens ihre
Unterhaltsbeihilfe. Dies gilt auch bei ei-
nem Fernbleiben vom Dienst für Teile ei-
nes Tages.

(2) Die Rückforderung zu viel gezahl-
ter Unterhaltsbeihilfe regelt sich nach den
Vorschriften des Bürgerlichen Gesetzbu-
ches über die Herausgabe einer unge-
rechtfertigten Bereicherung. Der Kenntnis
des Mangels des rechtlichen Grundes der
Zahlung steht es gleich, wenn der Man-
gel so offensichtlich war, dass die Emp-
fängerin oder der Empfänger ihn hätte er-
kennen müssen. Von der Rückforderung
kann aus Billigkeitsgründen ganz oder
teilweise abgesehen werden.

§ 4

(1) Die Unterhaltsbeihilfe kann um bis
zu 15 vom Hundert des Grundbetrages
herabgesetzt werden, wenn die Rechtsre-
ferendarin oder der Rechtsreferendar die
zweite juristische Staatsprüfung nicht be-
standen hat oder sich die Ausbildung aus
einem von der Rechtsreferendarin oder
dem Rechtsreferendar zu vertretenden
Grund verzögert.

(2) Von der Kürzung ist abzusehen

1. bei der Verlängerung des Vorberei-
tungsdienstes infolge genehmigten
Fernbleibens oder Rücktritts von der
Prüfung,

2. in besonderen Härtefällen.

§ 5

Die Verordnung über die Gewährung
von Unterhaltsbeihilfen an Rechtsreferen-
darinnen und Rechtsreferendare vom 
12. Juli 2002 (GVBl. I S. 418)1), geändert
durch Bekanntmachung vom 8. Oktober
2003 (GVBl. I S. 292), wird aufgehoben. 

§ 6

Diese Verordnung tritt am 1. Januar
2007 in Kraft. Sie tritt mit Ablauf des 
31. Dezember 2008 außer Kraft.

Verordnung
über die Gewährung von Unterhaltsbeihilfen

an Rechtsreferendarinnen und Rechtsreferendare*)

Vom 9. November 2006

*) GVBl. II 322-127
1) Hebt auf GVBl. II 322-119

Wiesbaden, den 9. November 2006

D e r  H e s s i s c h e  M i n i s t e r  d e r  J u s t i z

B a n z e r
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Aufgrund

des § 130a Abs. 2 Satz 1 der Zivilprozess-
ordnung in der Fassung vom 5. Dezember
2005 (BGBl. I S. 3205, 2006 I S. 431),
geändert durch Gesetz vom 19. April 2006
(BGBl. I S. 866), in Verbindung mit § 2 
Nr. 6 Buchst. a der Verordnung zur Über-
tragung von Ermächtigungen im Bereich
der Rechtspflege vom 5. Mai 2006 (GVBl. I
S. 168),

des § 21 Abs. 3 Satz 1 des Gesetzes über
die Angelegenheiten der freiwilligen Ge-
richtsbarkeit in der im Bundesgesetzblatt
Teil III, Gliederungsnummer 315-1, veröf-
fentlichten bereinigten Fassung, zuletzt
geändert durch Gesetz vom 10. Novem-
ber 2006 (BGBl. I S. 2553), in Verbindung
mit § 3 Nr. 10 Buchst. a der Verordnung
zur Übertragung von Ermächtigungen im
Bereich der Rechtspflege,

des § 81 Abs. 4 Satz 1 der Grundbuchord-
nung in der Fassung vom 26. Mai 1994
(BGBl. I S. 1115), zuletzt geändert durch
Gesetz vom 19. April 2006 (BGBl. I S. 866),
in Verbindung mit § 2 Nr. 5 Buchst. d der
Verordnung zur Übertragung von Er-
mächtigungen im Bereich der Rechtspfle-
ge,

des § 46b Abs. 2 Satz 1 des Arbeitsge-
richtsgesetzes in der Fassung vom 2. Juli
1979 (BGBl. I S. 854, 1036), zuletzt geän-
dert durch Verordnung vom 31. Oktober
2006 (BGBl. I S. 2407), in Verbindung mit
§ 5 Nr. 2 Buchst. a der Verordnung zur
Übertragung von Ermächtigungen im Be-
reich der Rechtspflege,

des § 65a Abs. 1 Satz 1 und 2 des Sozial-
gerichtsgesetzes in der Fassung vom 
23. September 1975 (BGBl. I S. 2536), zu-
letzt geändert durch Verordnung vom 
31. Oktober 2006 (BGBl. I S. 2407), in Ver-
bindung mit § 5 Nr. 3 Buchst. a der Ver-
ordnung zur Übertragung von Ermächti-
gungen im Bereich der Rechtspflege,

des § 55a Abs. 1 Satz 1 und 2 der Verwal-
tungsgerichtsordnung in der Fassung vom
19. März 1991 (BGBl. I S. 687), zuletzt
geändert durch Gesetz vom 15. Juli 2006
(BGBl. I S. 1619), in Verbindung mit § 5
Nr. 4 Buchst. a der Verordnung zur Über-
tragung von Ermächtigungen im Bereich
der Rechtspflege,

des § 41a Abs. 2 Satz 1 der Strafprozess-
ordnung in der Fassung vom 7. April 1987
(BGBl. I S. 1075, 1319), zuletzt geändert
durch Gesetz vom 24. Oktober 2006 

(BGBl. I S. 2350), in Verbindung mit § 4
Nr. 6 Buchst. b der Verordnung zur Über-
tragung von Ermächtigungen im Bereich
der Rechtspflege,

des § 110a Abs. 2 Satz 1 des Gesetzes
über Ordnungswidrigkeiten in der Fas-
sung vom 19. Februar 1987 (BGBl. I 
S. 603), zuletzt geändert durch Gesetz
vom 12. Juli 2006 (BGBl. I S. 1466), in
Verbindung mit § 4 Nr. 7 Buchst. a der
Verordnung zur Übertragung von Er-
mächtigungen im Bereich der Rechtspfle-
ge,

des § 8a Abs. 1 Satz 3 des Handelsgesetz-
buchs in der im Bundesgesetzblatt Teil III,
Gliederungsnummer 4100-1, veröffent-
lichten bereinigten Fassung, zuletzt geän-
dert durch Gesetz vom 10. November
2006 (BGBl. I S. 2553), in Verbindung mit
§ 3 Nr. 10 Buchst. f der Verordnung zur
Übertragung von Ermächtigungen im Be-
reich der Rechtspflege

wird verordnet:

§ 1

Zulassung der elektronischen Form

(1) Bei den in der Stadt Frankfurt am
Main ansässigen Gerichten und Staatsan-
waltschaften (Oberlandesgericht, Landes-
arbeitsgericht, Landgericht, Amtsgericht,
Staatsanwaltschaft bei dem Oberlandes-
gericht, Staatsanwaltschaft bei dem Land-
gericht, Amtsanwaltschaft, Verwaltungs-
gericht, Arbeitsgericht und Sozialgericht)
können im jeweiligen Zuständigkeitsbe-
reich elektronische Dokumente einge-
reicht werden in allen Verfahren nach der
Zivilprozessordnung, dem Arbeitsge-
richtsgesetz, der Verwaltungsgerichtsord-
nung, dem Sozialgerichtsgesetz, der
Strafprozessordnung sowie dem Gesetz
über Ordnungswidrigkeiten. Elektroni-
sche Dokumente können auch in Be-
schwerdeverfahren nach der Grundbuch-
ordnung und nach dem Gesetz über die
Angelegenheiten der freiwilligen Ge-
richtsbarkeit eingereicht werden.

(2) Bei den Amtsgerichten Kassel,
Darmstadt, Eschwege, Friedberg (Hes-
sen), Fulda, Gießen, Hanau, Bad Hersfeld,
Bad Homburg v. d. Höhe, Königstein im
Taunus, Korbach, Limburg a. d. Lahn,
Marburg, Offenbach am Main, Fritzlar,
Wetzlar, Wiesbaden und dem Amtsgericht
Frankfurt am Main können die in § 8a
Abs. 1 Satz 3 des Handelsgesetzbuchs ge-
nannten Schriftstücke elektronisch einge-
reicht werden und Anmeldungen zur Ein-
tragung in das Register zusätzlich zu der
gesetzlich vorgeschriebenen Form auch
elektronisch erfolgen.

(3) Bei den Amtsgerichten Kassel,
Darmstadt, Eschwege, Friedberg (Hes-

Verordnung 
über den elektronischen Rechtsverkehr bei den in der Stadt Frankfurt am Main 
ansässigen Gerichten und Staatsanwaltschaften sowie dem Amtsgericht Kassel,
dem Landgericht Kassel und der Staatsanwaltschaft bei dem Landgericht Kassel

und weiteren Amtsgerichten*)1)

Vom 22. November 2006

*) GVBl. II 20-30
1) Die Verpflichtungen aus der Richtlinie 98/34/EG des Eu-

ropäischen Parlaments und des Rates vom 22. Juni 1998
über ein Informationsverfahren auf dem Gebiet der Normen
und technischen Vorschriften und der Vorschriften für die
Dienste der Informationsgesellschaft (ABl. [EG] Nr. L 204 
S. 37), geändert durch die Richtlinie 98/48/EG des Europäi-
schen Parlaments und des Rates vom 20. Juli 1998 (ABl. [EG]
Nr. L 217 S. 18), sind beachtet worden.
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sen), Fulda, Gießen, Hanau, Bad Hersfeld,
Bad Homburg v. d. Höhe, Königstein im
Taunus, Korbach, Limburg a. d. Lahn,
Marburg, Offenbach am Main, Fritzlar,
Wetzlar, Wiesbaden, dem Landgericht
Kassel und der Staatsanwaltschaft bei
dem Landgericht Kassel können im jewei-
ligen Zuständigkeitsbereich elektronische
Dokumente eingereicht werden in allen
Verfahren nach der Zivilprozessordnung,
der Strafprozessordnung sowie dem Ge-
setz über Ordnungswidrigkeiten. Elektro-
nische Dokumente können auch in Be-
schwerdeverfahren nach der Grundbuch-
ordnung und nach dem Gesetz über die
Angelegenheiten der freiwilligen Ge-
richtsbarkeit eingereicht werden.

§ 2

Form

Elektronische Dokumente sind in der
aus der Anlage zu dieser Verordnung er-
sichtlichen Form einzureichen.

§ 3

Empfangseinrichtung

Für den Empfang elektronischer Doku-
mente an die unter § 1 genannten Gerich-
te, Staatsanwaltschaften und die Amtsan-

waltschaft wird ausschließlich der elek-
tronische Briefkasten bestimmt, der auf
den Servern des Rechenzentrums der Jus-
tiz, Hessische Zentrale für Datenverar-
beitung (HZD), geführt wird. Von dort aus
werden die Eingänge in das Netz der Jus-
tiz automatisch weitergeleitet. Der Ge-
richtsbriefkasten ist über die auf der 
Internetseite http://www.justiz.hessen.de
bezeichneten Kommunikationswege er-
reichbar.

§ 4

Aufhebung bisherigen Rechts

Die Verordnung über den elektroni-
schen Rechtsverkehr bei den in der Stadt
Frankfurt am Main ansässigen Gerichten
und Staatsanwaltschaften sowie dem
Amtsgericht Kassel, dem Landgericht
Kassel und der Staatsanwaltschaft bei
dem Landgericht Kassel vom 4. Septem-
ber 2006 (GVBl. I S. 480)2) wird aufgeho-
ben.

§ 5

Inkrafttreten, Außerkrafttreten

Diese Verordnung tritt am  30. Novem-
ber 2006 in Kraft. Sie tritt mit Ablauf des
31. Dezember 2011 außer Kraft.

Wiesbaden, den 22. November 2006

D e r  H e s s i s c h e  M i n i s t e r
d e r  J u s t i z

B a n z e r

2) Hebt auf GVBl. II 20-29

Anlage



Nr. 21 – Gesetz- und Verordnungsblatt für das Land Hessen, Teil I – 29. November 2006 615

Form der eingereichten Dokumente

1. Übermittlungsart

Elektronische Dokumente sind an die
elektronischen Briefkästen der ge-
nannten Gerichte und Staatsanwalt-
schaften zu übermitteln, die über die
von der hessischen Justiz zur Verfü-
gung gestellte Zugangs- und Über-
tragungssoftware erreichbar sind. Die
Software kann über die Internetseite
http://www.justiz.hessen.de lizenzfrei
heruntergeladen werden.

2. Signatur der Dokumente

Die qualifizierte elektronische Signa-
tur – soweit erforderlich – muss dem
Profil ISIS-MTT entsprechen und das
ihr zugrunde liegende Zertifikat muss
durch das Gericht oder die Staatsan-
waltschaft, welche mit einer automa-
tisierten Überprüfung andere Stellen
beauftragen können, prüfbar sein.

Auf der Internetseite des Justizminis-
teriums http://www.justiz.hessen.de
sind beispielhaft Zertifizierungs-
diensteanbieter bekannt gegeben,
die von den Gerichten und Staatsan-
waltschaften prüfbare Zertifikate he-
rausgeben.

3. Dateiformate

Das elektronische Dokument muss 
eines der folgenden Formate aufwei-
sen, die durch die Gerichte und
Staatsanwaltschaften bearbeitbar sind:

a) ASCII (American Standard Code
for Information Interchange) als
reiner Text ohne Formatierungs-
codes und ohne Sonderzeichen,

b) Unicode (als reiner Text, ohne
Formatierungscodes),

c) RTF (Rich Text Format), soweit es
mit Microsoft Office darstellbar
ist,

d) Adobe PDF (Portable Document
Format),

e) Microsoft Word, soweit keine ak-
tiven Komponenten (z. B. Makros)
verwendet werden,

f) XML (Extensible Markup Langu-
age) – eine zum Dokument
gehörige DTD (Document Type
Definition) muss zugeordnet sein,

g) TIFF („Tag Image File Format“)
6.0, CCITT/TTS Gruppe 4, sofern
Grafik-Daten übermittelt werden
(z. B. Fax, eingescannte Unterla-
gen als Anlage).

Das Risiko der Übermittlung trägt der Ab-
sender, insbesondere, wenn andere For-
mate oder ältere Formatversionen genutzt
werden. Die zulässigen Versionen der ge-

nannten Formate und weitere Konventio-
nen werden auf der Internetseite
http://www.justiz.hessen.de bekannt ge-
geben.

4. Sicherstellung der Bearbeitungs-
fähigkeit der elektronischen Doku-
mente

4.1 Der Dateiname des elektronischen
Dokumentes soll enthalten:

a) das gerichtliche Aktenzeichen,
bei Neueingängen die Bezeich-
nung der Verfahrensart (zum Bei-
spiel Klage, Antrag auf Ausset-
zung der Vollziehung, Antrag auf
Erlass einer einstweiligen Anord-
nung oder das Wort „Neuein-
gang“),

b) eine schlagwortartige Bezeich-
nung des Inhalts und

c) die Kurzbezeichnung der Haupt-
beteiligten.

4.2 Zu einem Dokument gehörige Anla-
gen, die in einer separaten Datei
übermittelt werden, sollen denselben
Dateinamen erhalten wie das Haupt-
dokument, erweitert um die Bezeich-
nung „Anlage“ und eine dreistellige
fortlaufende Nummer.

Anlage zu § 2
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